
Beim Thema Netzneutralität
gab die EU-Kommissarin für

die Digitale Agenda, Neelie
Kroes, seit ihrem Amtsantritt im
Jahr 2010 manch einem Rätsel
auf. Kritiker warfen ihr sogar
Doppelzüngigkeit vor. Mal er-
klärte sie, Netzneutralität sei ihr
eine Herzensangelegenheit und
sie werde sich schützend vor das
Internet stellen; dann wieder
führte sie aus, sie wolle keinen
Betreiber zwingen, das Internet
vollständig anzubieten. „Diese
Frau hat mit uns ein Spiel ge-

spielt“, klagt etwa der österrei-
chische Netzaktivist Thomas
Lohninger von unsernetz.at. „Sie
sagt bei einem Interview das
Eine, und bei einem anderen In-
terview komplett das Andere“.

Quadratur des Kreises
Der Grund für die Verwirrung
liegt in Brüssels Mühen, bei der
Regulierung der Telekommuni-
kation (TK) zweier gegenläufiger
Strömungen Herr zu werden: Da
ist auf der einen Seite die schöp-

ferisch-zerstörerische Kraft des
Internet, die keinen Bereich der
TK-Branche verschont; und da
ist auf der anderen der unerbitt-
liche Widerstand der alteinge-
sessenen, aus Monopol zeiten
hervorgegangenen Infrastruk-
turbetreiber, die ihr ange-
stammtes Geschäftsmodell be -
droht sehen. Denn das von den
Kabel- und VDSL-Providern mit
erheblichen Investitionen for-
cierte „Triple Play“-Konzept
(Fernsehen, Telefonie und Inter-
net aus einer Hand) löst sich in

dem Maße in Luft auf, in dem
Drittanbieter ungehindert Fern-
sehen und Telefonie über den
Internetzugang der Kunden an-
bieten können.

Um im Wettbewerb nicht in
die Rolle eines bloßen Bit-Trans-
porteurs gedrängt zu werden,
der lediglich Übertragungs- und
Routing-Kapazitäten bereitstellt,
drängen die Ex-Monopolisten
selbst auf das Terrain der Inhalte
und Anwendungen, wo sie den
als Trittbrettfahrer auf ihren Net-
zen empfundenen WebTV-Ver-
anstaltern und Online-Videothe-
ken Paroli bieten wollen. Und
hier liegt die Crux: Kann ein Zu-
gangsnetzbetreiber gegenüber
Content Providern und Endkun-
den noch ein neutraler Transpor-
teur für den Internetverkehr sein,
wenn er gleichzeitig Inhalte und
Anwendungen auf eigene Rech-
nung zu vermarkten trachtet?

Die Quadratur des Kreises will
die EU-Kommission im Rahmen
eines Gesamtpakets zur Reform
der Telekommunikation ange-
hen, das unter der Federführung
von Neelie Kroes entstand und
das nun auf dem Tisch von EU-
Parlament und Rat liegt. Brüssel
glaubt, den Königsweg in der
friedlichen Koexistenz von regu-
liertem Internetzugang und
einem unregulierten Bereich von
sogenannten Spezialdiensten,
die unter der exklusiven Hoheit
der Betreiber stehen, gefunden
zu haben. Die Verordnung soll
Endkunden die Wahlfreiheit si-
chern, auf welchem Weg sie ge-
wünschte Inhaltsangebote be-
ziehen. Und von den Betreibern
verlangt Artikel  23, dass sie
durch die Spezialdienste „die all-
gemeine Qualität von Internet-
zugangsdiensten nicht in wie-
derholter oder ständiger Weise“
beeinträchtigen.

Leere Hülle
Die Reaktionen auf die Vorlage
sind geteilt. Die Kommission
habe „Augenmaß bewiesen, in
dem sie einerseits die Netzneu-
tralität sicherstellt und anderer-
seits den Providern die Möglich-
keit lässt, marktgerechte Services
anzubieten“, lobte umgehend
der Fachverband der Telekom-
munikations- und Rundfunk -
unternehmungen in der Wirt-
schaftskammer Österreich den
Entwurf. Dagegen meint der
Freisinger IT-Fachanwalt Thomas
Stadler, von der Forderung nach
einer gesetzlichen Festschrei-
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Sprengfalle
Kollateralschäden der geplanten EU-Verordnung 
zur Netzneutralität

Betreibt Brüssel eine Reform mit Augenmaß oder bekommen die Breitband-Provider
freie Bahn, die Netzneutralität auszuhebeln? Über den Regulierungsvorschlag der
EU-Kommission gehen die Ansichten weit auseinander. An wichtigen Punkten lässt
sich jedoch aufzeigen, wohin die Reise geht, sollten die Pläne Gesetzeskraft erlangen.
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bung der Netzneutralität sei „al-
lenfalls noch eine leere Hülle
übrig geblieben“.

Fakt ist: Für die Kommission
ist „Netzneutralität“ gleichbe-
deutend mit „Internet“-Neutra -
lität. Sie folgt damit der schon
2010 von der US-Regulierungs-
behörde FCC in der „Open Inter-
net Order“ vorgegebenen Linie.
Den Netzbetreibern wird zwar
aufgegeben, sich nicht in die
Kommunikations- und Geschäfts-
beziehungen der Endkunden
einzumischen und sich insbe-
sondere nicht zwischen Inhalte-
produzenten und -konsumenten
zu stellen, aber dieses Neutrali-
tätsgebot gilt nicht für sämtliche
über den Breitbandanschluss
oder das Home Gateway bereit-
gestellten TK-Dienste, sondern
bezieht sich ausschließlich auf
den Internetzugangsdienst.

Dieser ist als ein öffentlich zu-
gänglicher elektronischer Kom-
munikationsdienst definiert, „der
unabhängig von der verwende-
ten Netztechnologie eine Anbin-
dung an das Internet und somit
Verbindungen zwischen nahezu

allen an das Internet angebunde-
nen Abschlusspunkten bietet“.
Hierfür untersagt Artikel  23 des
Verordnungsentwurfs das Blo-
ckieren, Verlangsamen, Ver-
schlechtern oder Diskriminieren
bestimmter Inhalte oder Anwen-
dungen innerhalb der jeweils ver-
traglich vereinbarten Datenge-
schwindigkeiten und Volumen-
obergrenzen. Ausnahmen sollen
lediglich im Rahmen „angemes-
sener Verkehrsmanagementmaß-
nahmen“ aufgrund rechtlicher
Vorgaben, zum Schutz des Net-
zes, zur Spam-Bekämpfung sowie
zur Bewältigung „einer vorüber-
gehenden oder außergewöhn -
lichen Netzüberlastung“ zulässig
sein.

Als Gegenwelt zur universalen
Konnektivität des Internetzu-
gangs definiert der Regulie-
rungsvorschlag „Spezialdienste“,
die – wie etwa IPTV, VPNs oder
das Kabelfernsehen – nur die
Verbindung zu bestimmten In-
halten oder Endhosts herstellen.
Hier können sich die Netzbetrei-
ber ungehindert als Makler und
Vermarkter für Inhalte und

Dienste betätigen. Artikel 23 hält
ausdrücklich ihre Freiheit fest,
mit Content Providern Vereinba-
rungen zur priorisierten Ausliefe-
rung von Inhalten „als Spezial-
dienste mit bestimmter Dienst-
qualität oder eigener Kapazität
zu schließen“.

Drosselkom-Test
Die Schwierigkeiten der Abgren-
zung von Specialised Services
und Best-Effort-Internet zeigen
sich jedoch schon am Beispiel
von TV-Programmen, die gleich-
zeitig über das Internet und als
IPTV-Angebot des Zugangsnetz-
betreibers zugänglich sind. Den
„Drosselkom-Test“ besteht der
Entwurfstext nicht: Kein Passus
im Verordnungsvorschlag hindert
Betreiber daran, dasselbe Video-
programm, das unter die Volu-
menbegrenzung seines Internet-
zugangsdienstes fällt, ungedros-
selt als Spezialdienst anzubieten.
Derartige Tarifstrukturen lassen
von der Wahlfreiheit der Endnut-
zer nicht viel übrig – sie sind das
Instrument, User aus dem offe-

nen Internet auf die proprietäre
Inhalteplattform des Zugangs-
netzbetreibers zu ziehen.

Bedroht ist – ein weiterer Prüf-
stein – die Wahlfreiheit auch
 hinsichtlich der Endgeräte. Die
Bundesnetzagentur verhandelt
derzeit eine Beschwerde von
Endgeräteherstellern gegen den
Router-Zwang, mit dem einige
Provider Kunden zwingen, nur
über die von ihnen gestellten
und konfigurierten Boxen ins
Netz zu gehen. Nach Lage der
Dinge können die betroffenen
Firmen wie Auerswald, AVM, 
D-Link oder Lancom von Brüssel
keine Unterstützung erwarten,
obwohl Zwangs-Router eindeutig
den Vorgaben und Zielen eines 
liberalisierten Endgerätemarktes
widersprechen. Anders als die
Open Internet Order der FCC, die
den Zugangsnetzbetreibern auch
das Blockieren von „non-harmful
devices“ untersagt hatte, postu-
liert Artikel 23 lediglich, „Endnut-
zern steht es frei, über ihren Inter-
netzugangsdienst Informationen
und Inhalte abzurufen und zu
verbreiten und Anwendungen
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und Dienste ihrer Wahl zu nut-
zen“. Von Endgeräten ist da keine
Rede. Dieselbe Auslassung findet
sich in Abschnitt  5 des Artikels,
der die Blockierung, Verlangsa-
mung, Verschlechterung oder
Diskriminierung „gegenüber be-
stimmten Inhalten, Anwendun-
gen und Diensten“ regelt: Endge-
räte? Fehlanzeige.

Freikaufmodelle
Aber Zwangs-Router oder Media
Gateways sind das Schlüsselele-
ment, um proprietäre Spezial-
dienste auf den Breitbandan-
schlüssen der Endkunden zu im-
plementieren. Der Endkunden-
zugang wiederum ist das Pfund,
mit dem Netzbetreiber gegen-
über zahlungskräftigen Content
Providern wuchern können,
damit diese sich die ungedros-
selte Durchleitung ihrer Inhalte
und Anwendungen erkaufen.
Artikel  23 des EU-Verordnungs-
vorschlags lässt solche Freikauf-
modelle zur Vorzugsbehand-
lung bestimmter Inhalteanbieter
ausdrücklich zu: „Um die Erbrin-
gung von Spezialdiensten für
Endnutzer zu ermöglichen, steht
es Anbietern von Inhalten, An-
wendungen und Diensten sowie
Anbietern öffentlicher elektroni-
scher Kommunikation frei, mitei-
nander Vereinbarungen über
die Übertragung des diesbezüg-
lichen Datenvolumens oder 
-verkehrs als Spezialdienste mit
bestimmter Dienstqualität oder
eigener Kapazität zu schließen.“

Das sichert Netzbetreibern die
Zukunft als Content-Vermarkter,
was nicht ohne Rückwirkung auf
das Internet insgesamt bleiben
kann. Denn die Formulierung
schließt Exklusivverträge nicht
aus, durch die sich ein Content
Provider – ob aus eigenen Stü-
cken oder unter dem Druck des
Netzbetreibers – vom freien In-
ternet verabschiedet und den di-
rekten Endkundenkontakt über
die eigene Website aufgibt, um
sich unter die Fittiche eines
Netzbetreibers und dessen Spe-
zialdienst-Vertrieb zu begeben.
Der Breitbandanbieter wieder-
um kann sich mit Bündelange-
boten ausgewählter Inhalte, An-
wendungen und Dienste auf
dem Endkundenmarkt profilie-
ren und sich der weniger lukrati-
ven Programme mit dem Ver-
weis auf das Internet entledigen.
Auf diese Weise setzen die Brüs-
seler Vorgaben Investitionsan -
reize zugunsten des Strukturver-

triebs von Inhalten und Anwen-
dungen über Spezialdienste,
während sie das Internet in sei-
ner bisherigen Funktion als glo-
baler, offener Marktplatz für
sämtliche Anbieter und Konsu-
menten aushöhlen.

Die Einführung von Qualitäts-
klassen soll den Breitbandanbie-
tern helfen, auf zweiseitigen
Märkten zusätzlich zu den Ent-
gelten der Endkunden auch von
den Inhalteanbietern Entgelte
für den Zugang zum Endkunden
verlangen zu können. In der offi-
ziellen Begründung führt die EU-
Kommission aus, dass durch die
geplante Verordnung den An-
bietern öffentlicher elektroni-
scher Kommunikation „die Mög-
lichkeit offensteht“, die Dienst-
qualität „auszuhandeln“; sie
„sollten deshalb die Freiheit
haben, Spezialdienst-Vereinba-
rungen über konkrete Dienst-
qualitätsniveaus zu schließen“.

Prinzipiell ließe sich eine
Nachfrage nach Dienstgüteklas-
sen diskriminierungsfrei befriedi-
gen: durch standardisierten Qua-
lity-of-Service (QoS) und den
 Verkehrsaustausch in den ent-
sprechenden QoS-Klassen unter
Netzbetreibern. Doch darum
geht es der Kommission nicht.
Statt die universale, Any-to-Any-
Konnektivität des Internetzu-
gangs auf den gesamten Breit-
bandanschluss auszudehnen –
also jeweils für die Video-, Telefo-
nie-, „Critical Data“- oder „Best Ef-

fort“-Qualitätsklasse zu verlan-
gen – zielt sie auf die Festschrei-
bung der heutigen Marktstruktu-
ren. Das mentale Modell des EU-
Verordnungsgebers für die Zu-
kunft der Breitbandzugangsnetze
in Europa bilden die vom Kabel-
fernsehen eingeführten TV-Ein-
speisemärkte mit dem Breitband-
Provider als Gatekeeper zwi-
schen Programmveranstaltern
und Kabelkunden.

Mobile Zukunft
Keinen Unterschied macht die
Kommission zwischen dem
Mobil- und Festnetz-Breitband-
zugang. In den USA hatte die
FCC wegen der besonderen 
Herausforderungen beim Ma-
nagement der knappen Mobil -
funk kapazitäten an die Anbieter
von mobilen Breitbanddiensten
noch geringere Anforderungen
gestellt. Von ihnen wird weder
die Endgerätefreiheit noch die
Neutralität gegenüber Anwen-
dungen wie dem P2P-Filesha-
ring gefordert; lediglich das Blo-
ckieren von Webseiten und kon-
kurrierender Dienste wie Skype
ist untersagt. Brüssel indes ver-
zichtet auf die Unterscheidung
und behandelt beide Infrastruk-
turen „technologieneutral“. In
Artikel 23 ist nur von „Anbietern
öffentlicher elektronischer Kom-
munikation“ die Rede. Auffällig
ist, dass die Kommission dies
weder in der offiziellen Begrün-

dung des Entwurfs noch in dem
erläuternden Memorandum ge-
sondert herausstellt. Wollte sie
keine schlafenden Hunde mit
der naheliegenden Frage we-
cken, ob die Gleichbehandlung
nun einen Fortschritt für das
mobile Breitband-Internet be-
deutet oder einen Rückschritt
für den Festnetzzugang mit sich
bringt?

Tatsächlich birgt der Entwurf
hier eine Sprengfalle, die – soll-
ten die Brüsseler Pläne Gesetzes-
kraft erlangen – in der Internet-
welt keinen Stein mehr auf dem
andern lässt. Denn den „Inter-
netzugangsdienst“ muss ja nie-
mand offerieren. Von der Logik
her ist die Verordnung so aufge-
baut, dass kein „Anbieter öffent-
licher elektronischer Kommuni-
kation“ gezwungen ist, einen „In-
ternetzugangsdienst“ im Sinne
der Legaldefinition des Art. 2 in
sein Portfolio aufzunehmen; nur
wenn er es tut, dann ist dieser
Dienst gemäß Art.  23 reguliert
und es sind gewisse Vorgaben
einzuhalten. Das macht auch
Breitbandangebote möglich, die
nicht das „vollständige“ Internet
umfassen.

Auf den ersten Blick erweckt
der Verordnungstext zwar den
Anschein, dass ein Internetzu-
gangsdienst so selbstverständ-
lich zum Produktportfolio eines
Breitbandanbieters gehört, dass
es sich erübrigt, dies gesondert
zu verlangen. Beispielsweise gibt
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Verdrängungswettbewerb

Werden die Brüsseler Pläne zur TK-Regulierung umgesetzt, erhalten Netzbetreiber 
freie Hand zur Verzahnung ihrer Breitband-Infrastruktur mit Spezialdiensten, für die 
sie gegen Bezahlung bestimmte Übertragungsleistungen (QoS) garantieren. Der 
traditionelle Internetzugang mit Any-to-Any-Konnektivität (blau) spielt nur noch 
eine untergeordnete Rolle. 
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Artikel 24 den nationalen Regu-
lierungsbehörden auf, zu über-
wachen und zu gewährleisten,
„dass nicht-diskriminierende In-
ternetzugangsdienste mit einem
Qualitätsniveau, das den Fort-
schritt der Technik widerspiegelt
und durch Spezialdienste nicht
beeinträchtig wird, kontinuier-
lich zur Verfügung stehen“. Und
„um die allgemeine Einschrän-
kung der Dienstqualität von 
Internetzugangsdiensten zu ver-
hindern,  […] werden die natio-
nalen Regulierungsbehörden er-
mächtigt, den Anbietern öffent-
licher elektronischer Kommuni-
kation Mindestanforderungen
an die Dienstqualität aufzu  er -
legen“.

Doch man muss genau hin-
schauen: All diese Vorgaben be-
ziehen sich expressis verbis nur
auf den „Internetzugangsdienst“,
und nirgendwo im Entwurfstext
steht, dass ein „Anbieter öffentli-
cher elektronischer Kommunika-
tion“ ein solches Produkt in sei-
nem Portfolio haben müsste. Im
Gegenteil: Artikel  23 trägt die
Überschrift, „Freiheit der Bereit-

stellung […] eines offenen Inter-
netzugangs“. Und in dem beglei-
tenden Memorandum stellt die
Kommission ausdrücklich he-
raus, dass die Verordnung „kein
Verbot differenzierter Internet-
produkte enthalte“.

Folglich kann der Mobilfunk
so weitermachen wie bisher: Er
darf die Konnektivität einschrän-
ken und bestimmte Dienste oder
Inhalte blockieren, solange er
nur das Angebot nicht „Internet-
zugang“ nennt, sondern unter
Fantasienamen wie „WebFun“
oder „SpeedSurf“ vermarktet.
Das Gleiche gilt im Festnetz:
Dem Zugangsnetzbetreiber steht
es frei, sich auf die Vermarktung
aus gewählter Websites im Bün-
del mit ausgewählten Spezial-
diensten zu beschränken, und er
kann den Netzzugang an be-
stimmte von ihm subventionier-
te, kon figurierte oder vermarkte-
te Endgeräte koppeln. Die Kon-
sequenz: Hinsichtlich der Ge-
schäftsmodelle wird der Fest-
netz-Breitbandanschluss mit der
Unterstützung Brüssels immer
Mobilfunk-ähn licher.
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Kabelfern -
sehen 2.0:
Ausgewählte
Websites
und Dienste
gebündelt
gegen Auf-
preis als Spe-
zialdienst mit
garantierter
Qualität –
sieht so die
Breitband -
zukunft aus?
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Des Rätsels Lösung

So lösen sich am Ende sogar die
rätselhaften Widersprüche von
EU-Kommissarin Neelie Kroes
auf: Sie hat sich tatsächlich schüt-
zend vor das Internet gestellt,
und zugleich wird kein Netzbe-
treiber gezwungen, das Internet
vollständig anzubieten. Es gelten
beide Wahrheiten, je nachdem,
auf welchen Teil des Breitband-
anschlusses man sie bezieht. 
Das Konstrukt „Internetzugangs-
dienst“ soll zwar formal strikt re-
guliert werden; gleichzeitig wird
es aber dem Verdrängungswett-
bewerb durch die „Spezialdiens-
te“ preisgegeben.

Die einzige Möglichkeit, den
Internetzugangsdienst im An -
gebot eines Breitband-Providers
zu garantieren, böte die Deklara-
tion als Universaldienst – so wer-
den Leistungen bezeichnet, die
TK-Unternehmen im öffentli-
chen Interesse zu angemesse-
nen Preisen erbringen müssen.
Soweit bekannt, hat dies noch
kein EU-Land getan; lediglich
die Schweiz hat den Internetzu-
gang als „Service Public“ mit
1  MBit/s Down- und 100   kBit/s
Upstream in den Katalog der
von den Betreibern zu garantie-
renden Grundversorgung aufge-
nommen. Das deutsche Tele-
kommunikationsgesetz verlangt
als Universaldienst lediglich
einen „funktionalen Internetzu-
gang“; damit ist die Möglichkeit
gemeint, überall in der Republik
zumindest per Telefon und
Modem ins Internet gelangen zu
können.

Auch die EU-Kommission be-
reitet derzeit eine Empfehlung
zu einem Breitband-Universal-
dienst vor, nur sollte man daran
keine zu hohen Erwartungen
knüpfen. Eine rechtlich unver-
bindliche Empfehlung ist die
 allerschwächste Form von Vor-
gaben aus Brüssel. Zudem stellt
die Universaldienstverpflich-
tung traditionell zumeist einen
defensiven Akt der Nachsorge
zur Aufrechterhaltung überleb-
ter TK-Dienste dar, die als noch
unverzichtbar gelten – so wie
die Verpflichtung zum Druck
von Telefonbüchern und zum
Betrieb von Telefonzellen im
Zeitalter des Handys. Und soll-
ten die Mitgliedsländer das an-
ders sehen, hält der Verord-
nungsvorschlag im Artikel  35
ein Vetorecht der Kommission
parat, falls strenge nationale
Auflagen gegen EU-weit lizen-

zierte TK-Unternehmen über
das hinausgehen sollten, was in
anderen Ländern der Gemein-
schaft zulässig ist. In strittigen
Fällen kann demnach die Har-
monisierung durch die Kommis-
sion auf dem kleinsten gemein-
samen Nenner erfolgen.

Prima eingefädelt
Die Kommission hat alles eingefä-
delt. Es ist nicht schwierig, sich
auszumalen, wie die Zukunft aus-
sieht, wenn ihr Kalkül aufgeht.
Die marktbeherrschenden Netz-
betreiber erhalten freie Hand zur
Verzahnung ihrer Breitband-Infra-
struktur mit Inhalten und Anwen-

dungen – sei es durch Content
Deals oder durch Fusion mit Me-
dienhäusern. Damit erhöhen sich
die Markteintrittsbarrieren für
jeden, der sich neu in das Ge-
schäft begibt, denn er muss
gleich auf zwei Märkten konkur-
rieren: Ein neuer Breitbandbetrei-
ber kämpft nicht nur um An-
schlusskunden für seine Netz-
dienstleistungen, sondern er
muss sich auch gegen die Con-
tent Deals der Ex-Monopolisten
durchsetzen; ebenso können
etablierte Medienhäuser sich auf-
kommender Konkurrenz über
ihre eingespielten Geschäftsbe-
ziehungen mit Netzbetreibern er-
wehren. Für den User schließlich

könnte es teurer werden. Denn
wenn ihm das Bündelangebot
seines Providers nicht genügt,
müsste er sich halt einen zweiten
Breitbandanschluss zulegen.

Nun liegt es bei den EU-Parla-
mentariern und den Mitglieds-
ländern im EU-Rat, ob sie dieser
Weichenstellung in die Breit-
bandzukunft folgen wollen. „Es
gibt noch eine reale Chance“, ap-
pelliert Aktivist Thomas Lohnin-
ger von unsernet.at unterdessen
an die Mitstreiter. „Wir haben
jetzt noch bis zum Mai Zeit, diese
Verordnung entweder zu kippen
oder zu fixen.“ (pmz)
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Der medienpolitische Ge-
schäftsführer des Verbands
Deutscher Zeitschriftenverle-
ger (VDZ) und Vorsitzende
des Rechtsausschusses des
europäischen Zeitschriften-
verlegerverbandes, Dr. Chris-
toph Fiedler, kritisiert das
Brüsseler Reformpaket zur Te-
lekommunikation als unaus-
gewogen. Die EU-Kommission
hätte zu sehr die Interessen
der großen Netzbetreiber im
Auge. Interessen anderer Be-
teiligter, insbesondere der
Medien und sonstiger Inhalte-
anbieter, kämen zu kurz. An-
gesichts der unklaren Auswir-
kungen der Regeln zur Netz-
neutralität warnt Jurist Fied-
ler vor Schnellschüssen.

c’t: Herr Fiedler, wird es der Bedeu-
tung des Themas gerecht, wenn
die EU-Kommission Netzneutra -
lität in ihrem Verordnungsvor-
schlag zur Telekommunikations-
regulierung unter dem Aspekt des
Verbraucherrechts abhandelt?

Christoph Fiedler: Meines Erach-
tens nicht. Dem Vorschlag fehlt
weitgehend die medienpoliti-
sche Dimension. Die Kommissi-
on zielt ausschließlich auf die
Vereinheitlichung des Binnen-
marktes, auf Arbeitsplätze, auf
Wachstum im Bereich der TK-In-
frastruktur. Mir kommt die Kom-
munikationsfreiheit zu kurz. Man
muss sich der Frage stellen, ob
auch in Zukunft alle Inhaltean-
bieter – egal, ob klein oder groß,
ob kommerziell oder nicht-kom-

merziell, ob politisch oder un-
politisch – gleichwertig überall
erreichbar sein werden und mit
ihren Inhalten in gleicher Quali-
tät zu ihren Lesern, Usern, Bür-
gern kommen können. Natür-
lich geht es um Wachstum und
Arbeitsplätze, nur eben auch für
die Content-Anbieter, Journalis-
ten und Kreative.

c’t: Statt das Thema zusammen
mit vielen anderen Themen in
eine Verordnung zu stecken,
wäre es nicht besser gewesen,
wie ursprünglich geplant, den
Weg über eine gesonderte Emp-
fehlung oder Richtlinie zu gehen?

Fiedler: Der Weg über die Ver-
ordnung bedeutet, dass die eu-
ropäische Regulierung unmit-
telbar gilt und die Mitgliedstaa-
ten nichts mehr zu sagen
haben. Positiv betrachtet gibt
es eine EU-einheitliche Rege-
lung, auf die sich jeder berufen
kann – Verbraucher wie Netz-
betreiber. Man kann darin aber
auch eine Entmachtung der na-
tionalstaatlichen Demokratien
sehen; kein Mitgliedstaat kann
mehr Sonderregeln einführen.

c’t: Bleibt noch Zeit, den Schnell-
durchlauf vor den Europawahlen
im Mai zu verhindern?

Fiedler: Da muss sich die deut-
sche Bundesregierung, egal in
welcher Koalition, sehr genau
überlegen, wie sie sich positio-
niert. Jedenfalls sollte sie vermei-
den, die Verordnung als Paket
einfach durchzuwinken. Eine Ab-
kehr von der Netzneutralität
wäre kaum noch umzukehren.
Und eines ist klar: Ein Internet, in
dem es gegen erhebliche Auf-
gelte einen besonderen Zugang
zum Endkunden gibt, den Tau-
sende von Anbietern sich nicht
leisten können und die dann im
publizistischen Wettbewerb zu
Marktteilnehmern zweiter Klasse
werden – dieses Internet würden
wir kaum wiedererkennen.

Das komplette Interview mit
Dr. Christoph Fiedler können Sie
über das Online-Angebot der c’t
abrufen – der untenstehende c’t-
Link führt direkt dorthin.

„Eine Katastrophe“

Dr. Christoph Fiedler leitet
die Europa- und Medien -
politik beim Verband
Deutscher Zeitschriften-
verleger in Berlin.
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